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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 31 Ausgegeben Danzig, den 30. Juni 1931 


Inhalt. Verordnung zur Anderung des Verſorgungsgeſetzes, des Altrentnergeſetzes und des Verfahrens- 
geſetzes in der Faſſung vom 28. 11. 1928 (S. 597). — Danziger Rechtsbibliothek (S. 603). 


85 Verordnung 


zur Anderung des Verſorgungsgeſetzes, des Altrentnergeſetzes und des da in Der 
Faſſung vom 28. 11. 1928 (G. Bl. 1928 S. 365 ff.). 
Vom 23. 6. 1931. 


Auf Grund des § 5 des Ermächtigungsgeſetzes vom 23. Januar 1931 (G. Bl. S. 7) wird 
folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: ; 
Artikel!. 

: Anbeſchadet der Vorſchriften der Verordnung des Senats betr. Anderung verſchiedener Bejtim- 
mungen des Danziger Verſorgungsgeſetzes vom 27. 1. 1931 — G. Bl. S. 24/25 — iſt das Ver⸗ 
ſorgungsgeſetz in folgender Faſſung anzuwenden: 

1. a) § 4 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

„Iſt der Anſpruch auf Rente wegen einer durch eine Dienſtbeſchädigung verurſachten Ge- 
ſundheitsſtörung anerkannt worden, ſo wird dem Beſchädigten, ſo lange er wegen dieſer Ge⸗ 
ſundheitsſtörung Rente bezieht, Heilbehandlung gewährt, um die Geſundheitsſtörung oder die 
dadurch bewirkte Beeinträchtigung der Erwerbsfähigkeit zu beſeitigen oder weſentlich zu beſſern, 
eine Verſchlimmerung zu verhüten oder körperliche Beſchwerden zu beheben. Iſt einem Be⸗ 
ſchädigten wegen einer durch eine Dienſtbeſchädigung verurſachten Geſundheitsſtörung Rente 
ohne Anerkegnnung eines Anſpruchs bewilliigt worden, fo kann ihm, ſolange er wegen dieſer 
Geſundheitsſtörung Rente bezieht, Heilbehandlung unter denſelben Vorausſetzungen gewährt 
werden.“ 

b) Im § 4 Abſ. 2 werden die Worte „ſo iſt Heilbehandlung zu gewähren“ erſetzt durch die 
die Worte „ſo kann Heilbehandlung gewährt werden.“ 
c) § 4 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 

„Heilbehandlung kann auch vor der Anerkennung des A uch oder einer Ge⸗ 
ſundheitsſtörung als Folge einer Dienſtbeſchädigung gewährt werden. Wird eine Heilbe— 
handlung nach der Antragſtellung (§ 1) und vor der Anerkennung von dem Beſchädigten 
durchgeführt, ſo können die hierdurch anderen Koſten in angemeſſenem Umfang erſetzt 
werden.“ 

d) § 4 Abſ. 5 erhält folgende Faſſung: 
Während des Aufenthaltes im Auslande können Beſchädigte Heilbehandlung oder an 
ihrer Stelle eine Unterſtützung erhalten.“ 
25 § 5 Abſ. 1 erhält folgende Zuſätze: 

„Art und Umfang der dem Beſchädigten zu gewährenden Heilbehandlung decken ſich mit 
den Leiſtungen, zu denen die Krankenkaſſe (§ 8 Abſ. 3) ihren Mitgliedern gegenüber ver⸗ 
pflichtet iſt, ſoweit dieſes Geſetz nicht anderes beſtimmt. Art und Umfang der Ausſtattung 
mit Körpererſatzſtücken, orthopädiſchen und anderen Hilfsmitteln beſtimmen die Vorſchriften, 
die zur Durchführung des § 7 erlaſſen find.” 

3. a) Im § 8 Abſ. 3 wird zwiſchen dem letzten und dem vorletzten Satz folgender neuer Satz ein— 

gefügt: 
„Wird eine Heilbehandlung ohne Inanſpruchnahme der hiernach zuſtändigen Krankenkaſſe 
durchgeführt, ſo beſteht kein Anſpruch auf Erſtattung der dadurch entſtandenen Koſten; ſie 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 8. 7. 1931). 


b) 


c) 
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können jedoch in angemeſſenem Umfang erftattet werden, wenn zwingende Gründe die In⸗ 
anſpruchnahme der zuſtändigen Krankenkaſſe unmöglich machten.“ 

§ 8 Abſ. 4 erhält folgenden Zuſatz: : 

„Die Verwaltungsbehörden der Verſorgung find berechtigt, bei Beſchädigten, denen die 
Krankenkaſſe nur auf Grund dieſes Geſetzes Heilbehandlung gewährt, Art, Umfang und 
Dauer der Heilbehandlung zu beſtimmen. Ihre Entſcheidung iſt für die Krankenkaſſe 
bindend.“ 

§ 8 Abſ. 6 erhält folgende Faſſung: 


„Auch wenn die Heilbehandlung und Heilanſtaltspflege nur auf Grund dieſes Geſetzes 
gewährt werden, haben Arzte, Zahnärzte, Apotheker ſowie andere der Heilbehandlung 
dienende Perſonen, Heilanſtalten und Einrichtungen nur auf die für Mitglieder der Kranken⸗ 


kaſſe zu zahlende e Anſpruch. Der Senat kann Ausnahmen von dieſer Vorſchrift 
zulaſſen.“ 


4. a) § 12 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 


b 


— 


8. a) 


„Wird die Heilbehandlung weder in einer Heilanſtalt noch als Badekur gewährt, ſo 
erhält der Beſchädigte, wenn keine der im § 8 Abſ. 3 genannten Kaſſen zur Zahlung ver⸗ 
pflichtet ijt, unter den Vorausſetzungen des 8 4 Abſ. 1 Satz 1 Krankengeld, ſoweit dieſes 
nach Geſetz oder Satzung und ſolange es nach Geſetz von der zur Leiſtung der Heilbehandlung 
verpflichteten Krankenkaſſe ihm als verſicherungspflichtigen Mitglied zu zahlen wäre. Ob 
und wie weit darüber hinaus Krankengeld weitergezahlt werden kann, beſtimmt die Verwal⸗ 
tungsbehörde der Verſorgung. In den Fällen De S 4 Abſ. 1 Satz 2, Abſ. 2, 3 und 5 wird 
Krankengeld nicht gewährt. 

Im § 12 Abſ. 2 treten an Stelle des Satzes 2 folgende Sätze: 


„Familienzuſchläge (§ 191 der Reichsverſicherungsordnung) bleiben außer Betracht. Der Be⸗ 
ſchädigte erhält nur Krankengeld, wenn er infolge der Erkrankung in feinem vor dem ein- 
zelnen Krankheitsfall zuletzt ausgeübten Berufe arbeitsunfähig iſt, und nur jo weit und fo 
lange im einzelnen Krankenheitsfall das Einkommen, das er unmittelbar vor dem Beginn 
der Erkrankung bezogen hat, durch dieſe gemindert iſt. Neben Ruhegehalt, ruhegehaltähn⸗ 
lichen Bezügen oder neben Renten auf Grund der ſozialen Verſicherungsgeſetze wird Kranken⸗ 
geld nicht gewährt; der Senat kann Ausnahmen von dieſer Vorſchrift zulaſſen.“ 

§ 13 erhält folgende Faſſung: 


„Während der Heilanſtaltspflege wird die Rente e Bezieht ein Beſchädigter, 
der Heilbehandlung nur auf Grund dieſes Geſetzes erhält, eine Rente für eine Minderung 
der Erwerbsfähigkeit um weniger als 80 vom Hundert, ſo wird unter den Vorausſetzungen 
des § 4 Abf. 1 Satz 1 während der Heilanſtaltspflege den Angehörigen, deren Ernährer er 
iſt, der Unterſchied zwiſchen ſeiner Rente und der Rente für eine Minderung der Erwerbs⸗ 
fähigkeit um 80 vom Hundert einſchließlich der Zulagen als Hausgeld gewährt. Es wird nur 
gezahlt, ſo weit und ſolange das Einkommen des Beſchädigten durch die Erkrankung ge⸗ 
mindert iſt, und darf nicht höher ſein als das Hausgeld, das die Krankenkaſſe dem Be⸗ 
ſchädigten als verſicherungspflichtigen Mitgliede zu zahlen hätte. § 12 Abſ. 2 Satz 2, 3 
und 4 gelten entſprechend. 

Ferner wird dem Beſchädigten (Abſ. 2) im Falle des Bedürfniſſes eine Zuſatzrente 
(SS 88 bis 95) gewährt. 

In den Fällen des § 4 Ab]. 1 Satz 2, Abſ. 2, 3 und 5 wird Hausgeld nicht gezahlt. 

Während einer Badekur können dem Beſchädigten (Abſ. 2) Hausgeld und Zuſatzrente 
nach den Vorſchriften der Abſ. 2 und 3 gewährt werden.“ 


§ 14 wird geſtrichen. F, b, AENA 


EL 
Im $ 15 erhält der letzte Satz folgende Faſſung: 
„Der Senat iſt ermächtigt, dieſen Erſatz in Pauſchbeträgen zu gewähren. Er ret die Pauſch⸗ 
beträge nach Anhörung der Spitzenverbände der Krankenkaſſen feſt.“ 

§ 20 Abſ. 1 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 


„Wird die Heilbehandlung vom Verſorgungsamt durchgeführt, ſo ſind dem Beſchädigten die 
durch ſie verurſachten notwendigen Reiſekoſten einſchließlich der Koſten der Verpflegung und 
Unterkunft in angemeſſenem Umfang zu erſetzen.“ 
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b) S 20 erhält folgenden Abſatz 4: 


„In den Fällen der Abſ. 1 und 2 ijt gegen die Festſezung oder die Ablehnung des 
Erſatzes innerhalb eines Monats nach der „„ die Beſchwerde (§ 61 des Ver⸗ 
fahrensgeſetzes) zuläſſig.“ 


9. a) Im § 30 Abſ. 4 wird hinter Satz 1 angefügt: 


„längſtens bis zum Ablauf des Monats, in dem es ſich verheiratet.“ 


b) Im § 30 Abſ. 4 Satz 2 wird hinter dem Worte „kann“ eingefügt: „dem Schwerbeſchädigten“. 
c) § 30 erhält folgenden neuen Abſatz 6: 


„Die nach Abſ. 1 bis 5 zu gewährenden Gebührniſſe werden bei Beſchädigten, deren 
Erwerbsfähigkeit um weniger als 50 vom Hundert gemindert iſt, insgeſamt um 20 vom 
Hundert der nach § 27 Abſ. 1 und § 28 zuſtehenden Gebührniſſe gekürzt.“ 


10. § 31 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

: „Wird dem Beſchädigten Kur und Verpflegung in einer Heilanſtalt (Heilanſtaltspflege) 
oder in einer Kuranſtalt (Bade-, Heilſtättenkur) gewährt, jo wird die Zahlung der Pflege- 
zulage mit dem auf den Aufnahmetag folgenden Tage eingeſtellt und am Entlaſſungstage 
wieder aufgenommen. In gleicher Weiſe kann ſie ganz oder teilweiſe eingeſtellt werden, 
wenn Hauspflege gewährt wird. Dieſe Vorſchrift gilt nicht für Blinde.“ 

11. Im $ 33 Abf. 1 wird hinter den Worten „wenn fie“ eingefügt: 

Hinnerhalb von 10 Jahren nach dem Ausſcheiden aus dem Militärdienſt“. 

12 St 8230 Abſ. 1 wird der Punkt durch ein Komma erſetzt und folgendes angefügt: 
„die Pflegezulage (§ 31) jedoch nur bis zur Höhe von 92,25 Gulden monatlich.“ 

13. § 36 erhält folgenden neuen Abſatz 3: 

„Keinen Anſpruch auf Witwenrente hat die Witwe, wenn der Verſtorbene die Ehe 
erſt nach dem Ausſcheiden aus dem Militärdienſte und nach dem 23. Juni 1931 geſchloſſen 
hat. Die Vorſchriften über die Witwenbeihilfe (S 40) gelten entſprechend.“ 

14. Im § 40 Abſ. 1 wird das Wort „Rentenempfängers“ erſetzt durch das Wort „Schwer- 

= beſchädigten“. 

155 Im § 41 Abſ. 3 wird hinter Satz 1 la 
„längitens bis zum Ablauf des Monats, in dem es ſich verheiratet.“ 

16. Im § 42 Abſ. 1 wird das Wort „Rentenempfängers“ erſetzt durch das Wort „Schwer⸗ 
beſchädigten“. 

17. 8 49 erhält folgende Faſſung: 


„Der Anſpruch auf Elternrente kann nur bis zum Ablauf von 3 Jahren nach dem Tode 
des Beſchädigten erhoben werden. Die Vorausſetzungen des $ 45 müſſen bis zum Ablauf 
dieſer Friſt erfüllt ſein. Das Gleiche gilt für Elternbeihilfe. 

Iſt Elternverſorgung wegen Wegfalls der Bedürftigkeit entzogen worden, ſo kann ſie 
beim Wiedereintritt der Bedürftigkeit auch nach Ablauf dieſer Friſt wieder gewährt werden.“ 


18. a) § 51 Abſ. 1 und 2 erhaltun folgende Faſſung: 


„Hat ein Rentenempfänger ſeinen Wohnſitz in der Freien Stadt Danzig an einem Orte der 
Ortsklaſſen A, B, C, ſo erhält er zu ſeinen Verſorgungsgebührniſſen eine Ortszulage. 
Dieſe beträgt an einem Orte 


der Ortsklaſſe A 18 vom Hundert 
” ” B 12 
& 625 
Der nad) Nen 88 27 bis 30, 32 37 bis 50 zu gehenden Gebührniſſen.“ 


” ” 


b) $ 51 Abſ. 5 erhält folgende Faſſung: 


„Ein Wechſel des Wohnſitzes nad) dem 23. Juni 1931 begründet keinen Anſpruch auf 
Gewährung oder Erhöhung der Ortszulage.“ 


e) $ 51 erhält folgenden neuen Abſatz 7: 


„Für erwerbsunfähige Beſchädigte (§ 27 Abſ. 3) gelten jedoch wie bisher die Vorſchriften 


; des $ 51 in der Faſſung vom 28. November 1928 (G. Bl. S. 365 ff.).“ 


‚8:59: wird geitrichen. 
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20. 8 62 erhält folgende Faſſung: ) 10 8 . | 
„Hat ein Verſorgungsberechtigter neben den Verſorgungsgebührniſſen ein Einkommen 

aus öffentlichen Mitteln, ſo ruhen die Verſorgungsgebührniſſe in Höhe der Hälfte des Be- 

trages, um den dieſes Einkommen 258,30 G monatlich überſteigt. Dem Verſorgungsberech— 

tigten bleiben jedoch mindeſtens drei Zehntel der nach den §§ 27, 28, 37 bis 50 und 51 

zu gewährenden Gebührniſſe. Wird für eine Waiſe ein Kinderzuschlag (Kinderbeihilfe) ge⸗ 

währt, ſo rechnet er zum Waiſengeld. 

Bei der Einkommensgrenze ſind die nach dem Einkommenſteuergeſetz zuläſſigen Abzüge, 

Werbungskoſten, Ermäßigungen uſw. fowie die zum April 1931 angeordnete Feſtbeſoldeten⸗ 

ſteuer entſprechend berüdfichtigt. : i 

Der Senat wird ermächtigt, die Einkommensgrenze zur Anpaſſung an die Veränderungen 
der allgemeinen Wirtſchaftslage neu feſtzuſetzen. 

Auf die Empfänger einer Pflegezulage (8 31) finden dieſe Vorſchriften keine Anwendung. 

Für erwerbsunfähige Beſchädigte ($27 Abſ. 3 gelten wie bisher die Vorſchriften des § 62 

in der Faſſung vom 28. November 1928 (G. Bl. S. 365 ff.) unter Berückſichtigung der Ver⸗ 

ordnung zur Anderung der Einkommensgrenzen im $ 62 des Verſorgungsgeſetzes vom 

31. März 1931 (G. Bl. S. 57).“, 

21. § 64 erhält folgenden neuen Abſatz 2: 
„Als Waiſengeld (Nr. 2 und 3) gilt auch ein der Witwe oder Waiſe gewährter Kinder⸗ 

zuſchlag.“ . 

22. § 67 erhält folgenden neuen Abſatz 4: 
„Werden Verſorgungsgebührniſſe tageweiſe zuerkannt, ſo wird jeder Monat zu 30 Tagen 
gerechnet.“ : 
29: S 69 Abſ. 1 erhält folgenden Satz 2: 
„Mit Genehmigung der Hauptfürſorgeſtelle ijt die Ubertragung, Verpfändung und Pfändung 
auch nach der Anweiſung bis zum vollen Betrage zuläſſig.“ : 
24. 8 3s erhält folgenden Abſatz 1: | | 
„Aus der Bewilligung der Abfindung kann nicht auf Auszahlung geklagt werden.“ 
Die bisherige Vorſchrift wird Abſ. 2. 8 N 
Im $ 90 Abſ. 1 werden erſetzt: = 
die Zahl „94,75“ durch die Zahl „92,25“, q 
” „ „92,25“, „„ ne : 1 
777) OS 
area: 
b) Im $ 90 Abſ. 2 werden die Morte „Kinderzulage nach § 30" erſetzt durch die Worte 
„Kinderzulage nach $ 30 Abſ. 1 bis 5%. 
c) $ 90 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 

„Aberſteigt das regelmäßige Einkommen die Einkommensgrenze um einen Betrag, der ge- 
ringer iſt als die Zuſatzrente, ſo kann ein entſprechender Teilbetrag der Zuſatzrente gewährt 
werden.“ 

d) § 90 Abſ. 5 erhält folgende Faſſung: 

„Empfänger einer Elternrente erhalten ohne weitere Prüfung die volle Zuſatzrente; 

§ 92 findet Anwendung.“ 


25. 4 


— 


Artikel IL : 

Das Geſetz über die Verſorgung der vor dem 1. Auguſt 1914 aus der Wehrmacht ausgeſchiedenen 
Militärperſonen und ihrer Hinterbliebenen (Altrentnergeſetz) vom 18. Juli 1921 in der Faſſung vom 
28. November 1928 (G. Bl. S. 386 ff.) iſt in folgender Faſſung anzuwenden: 

§ 9 erhält folgenden neuen Abſ. 5: 

„Bei der Gegenüberſtellung der Bezüge nach Abſ. 3 oder 4 gilt ein der Witwe oder 
Waiſe gewährter Kinderzuſchlag als Verſorgung der Waiſe.“ 


Artikel III. 
Iſt der Waiſe eines Berufsoffiziers, eines Beamten der Wehrmacht oder eines Kapitulanten in 
der Zeit vom 1. Dezember 1923 bis zum 30. Juni 1931 Waiſenrente ($ 41 des Verſorgungsgeſetzes, 
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§ 9 Abſ. 1 Des ee gewährt worden, ſo iſt ſie auf einen der Witwe oder Waiſe ‚ie die 
en Zeit zuſtehenden Kinderzuſchlag anzurechnen. 


Artikel IV. 


Unbeſchadet der Vorſchriften der Verordnung des Senats betreffend Anderung verſchiedener Be— 


ſtimmungen des Geſetzes über das Verfahren in Verſorgungsſachen vom 27. 1. 1931 (G. Bl. S. 25) 
iſt das Geſetz über das Verfahren in Verſorgungsſachen in folgender Faſſung anzuwenden: 


ig 


2. 


Hinter § 34 wird folgende Vorſchrift eingefügt: 
„Ss 34 a. 

ber geſetzliche Vorſchriften von grundſätzlicher Bedeutung, deren Auslegung noch nicht 
feſtſteht, kann der Senat im Einvernehmen mit dem Reichsarbeitsminiſter die Entſcheidung des 
Reichsverſorgungsgerichts herbeiführen. In dieſem Falle hat ein vom Präſidium (§ 33) zu 
beſtimmender Senat des Reichsverſorgungsgerichts, auch ohne daß ein Einzelfall Anlaß dazu 
bietet, grundſätzlich zu entſcheiden. a 

Die Vorſchriften des § 102 finden entſprechend Anwendung. Beteiligte im Sinne des 
§ 102 Abſ. 2 ſind der Reichsarbeitsminiſter und die von ihm bezeichneten Perſonen.“ 

§ 70 erhält folgende Faſſung: | 

„Im Spruchverfahren gelten für die Erledigung eines Antrages durch Verfügung die 
Vorſchriften des § 101 entſprechend. 

Wird über den Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens nicht durch Verfügung 
entſchieden, ſo wird zur Hauptſache, ſoweit der Anfechtungsgrund ſie betrifft, verhandelt.“ 
§ 86 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

„In Beſcheiden, die eine Bewilligung von Verſorgungsgebührniſſen enthalten, ſind zugleich 
Betrag und Beginn der Leiſtung feſtzuſtellen und die Grundlagen der Berechnung erſichtlich 
zu machen;“ 

Im 8 87 Abſ. 1 wird Satz 2 geſtrichen. 
§ 89 Abſ. 1 Satz 2 erhält folgende Faſſung: 

„Aber die Besos entſcheidet die nach den SS 38, 77 zuſtändige Verwaltungs⸗ 

behörde.“ 


6. a) Im § 90 Abſ. 1 werden hinter den Worten „der Wee ce die Worte eingefügt: 


„ſowie nach Maßgabe der SS 70 und 101 Abſ. 3 gegen die Verfügungen des Vorſitzenden.“ 


b) § 90 Abſ. 2 erhält folgenden Satz 2: 


„Wenn die Rechtsmittelbelehrung oder die Friſtangabe (SS 87 Abſ. 1, 135 Abſ. 3) fehlt oder 
unrichtig iſt, beträgt die Rechtsmittelfriſt ein Jahr ſeit der Zuſtellung.“ 
§ 91 erhält folgende Abſätze 2, 3 und 4: : 

„Die Berufung iſt ferner ausgeſchloſſen gegen die Entſcheidung über einen nach dem 
31. Juli 1930 erſtmalig oder auf Grund des § 57 des Verſorgungsgeſetzes geſtellten Antrag 
eines Beſchädigten, der vor dem 1. Auguſt 1920 aus dem Militärdienſt ausgeſchieden iſt und 
am 31. Juli 1930 keine Rente bezogen hat, Iſt ein Antrag auf Neufeſtſtellung der Verſor⸗ 
gungsgebührniſſe wegen weſentlicher Veränderung der Verhältniſſe (§ 57 des Verſorgungs⸗ 
geſetzes) rechtskräftig abgelehnt worden, ſo iſt gegen die Ablehnung eines neuen Antrages 


auf Neufeſtſtellung der Verſorgungsgebührniſſe wegen Veränderung der Verhältniſſe die Be⸗ 


rufung auch ausgeſchloſſen, wenn der neue Antrag vor Ablauf von 2 Jahren ſeit Rechts⸗ 
kraft der früheren Entſcheidung geſtellt worden iſt. 

Die Berufung iſt weiter ausgeſchloſſen gegen die Ablehnung eines nach dem 31. März 
1930 geſtellten Antrages auf Elternrente, wenn der Sohn (Enkel) vor dem 1. April 1927 
geſtorben iſt. Unter der gleichen Vorausſetzung iſt gegen die Ablehnung eines vor dem 
1. April 1930 geſtellten Antrags auf Elternrente die Berufung ausgeſchloſſen, wenn die 
Ablehnung damit begründet wird, daß die Vorausſetzungen des § 45 des Verſorgungs⸗ 
geſetzes bis zum 31. März 1930 nicht eingetreten ſind.“ 


Im $ 96 erhalten die Abſätze 2, 3 und 4 folgende Faſſung: 
„Der vom Fiskus eingelegte Rekurs bewirkt keinen Aufſchub, ſoweit es ſich um Heil⸗ 
behandlung außer Krankengeld, und Hausgeld ($$ -4—11, $$ 19, 20), Grundrente und 
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Schwerbeſchädigtenzulage (8 27), Hinterbliebenenrente ($$ 36—50) nach dem Verſorgungs⸗ 
geſetz handelt. 

Im Falle der Bedürftigkeit können von den Verwaltung ede für dieſe Zeit auf 
Antrag für ehemalige Berufsoffiziere und ihre Hinterbliebenen Ruhegehalt und Hinter- 
bliebenengebührniſſe bis zur Hälfte des zugeſprochenen Betrages angewieſen werden. 

Die nach den Vorſchriften der Abſ. 2 und 3 gezahlten Gebührniſſe ſind im Falle der 
Aufhebung des Urteils des Verſorgungsgerichts zu erſtatten. Von der Einziehung kann ab⸗ 
gejehen werden, wenn die Vorausſetzungen des § 74 Abſ. 2 gegeben find.” 


9. § 101 erhält folgende Faſſung: 


„Der Vorſitzende kann, auch nach einer von ihm oder dem Gericht angeordneten Be— 
weisaufnahme, durch eine mit Gründen verſehene Verfügung einem Rechtsmittel ganz oder 
teilweiſe ſtattgeben oder es ganz oder teilweiſe zurückweiſen. In gleicher Weiſe kann er 
unter Aufhebung der angefochtenen Entſcheidung die Sache an eine Vorinſtanz zurückver⸗ 
weiſen, im Berufungsverfahren aber nur, wenn das Verfahren an einem weſentlichen Mangel 
leidet. Sit ein Berichterſtatter beſtellt, fo ſein Einverſtändnis erforderlich. 


Iſt das Rechtsmittel unzuläſſig oder verſpätet oder der Rekurs nach übereinſtimmender 
Anſicht des Vorſitzenden und des Berichterſtatters aus anderen Gründen ausſichtslos, ſo 
muß das Rechtsmittel durch Verfügung zurückgewieſen werden. Soll das Rechtsmittel als 
verſpätet zurückgewieſen werden, fo ijt dem Antragſteller zuvor unter Mitteilung des Sach⸗ 

verhalts Gelegenheit zur Aeußerung binnem einem Monat nach der Zuſtellung der Auf- 
forderung zu geben. 


Die Verfügung, durch die ein Rechtsmittel als unzuläſſig oder verſpätet zurückgewieſen 
oder durch die über einen Rekurs entſchieden wird, ſowie die Verfügung, durch welche die 
Sache an eine Vorinſtanz zurückverwieſen wird, iſt nicht anfechtbar. Im übrigen kann gegen 
die Verfügung entweder Rekurs, ſoweit er gegen das Arteil zuläſſig wäre, innerhalb der da⸗ 
für beſtimmten Friſt eingelegt, im Falle der Unzuläſſigkeit des Rekurſes aber binnen der 
gleichen Friſt der Antrag auf mündliche Verhandlung geſtellt werden. Die Verfügung muß 
einen Hinwies auf die Zuläſſigkeit oder Unzuläſſigkeit der Anfechtung unter Angabe der Friſt 
enthalten. Für den Antrag auf mündliche Verhandlung gelten die Vorſchriften des § 90 Abf. 
2 Satz 2 und des § 93 entſprechend. Wird der Antrag rechtzeitig geſtellt, To gilt im Falle 
ſeiner Zuläſſigkeit die Verfügung des Vorſitzenden als nicht eee It der ee un⸗ 
zuläſſig, ſo hat ihn der Vorſitzende zurückzuweiſen. 


10. Im § 102 Abſ. 3 werden die Worte „einer Woche“ erſetzt durch die Worte „zwei Wochen“. 
11. 8 104 erhält folgende Faſſung: 

ER „Auf Antrag des Klägers muß ein beſtimmter Arzt gutachtlich gehört werden, es fet denn, | 
daß einem ſolchen Antrage im Laufe des Spruchverfahrens bereits einmal entſprochen worden | 
it. Die Anhörung kann davon abhängig gemacht werden, daß der Antragſteller die Koſten 
vorſchießt und vorbehaltlich einer anderen Entſcheidung des Gerichts endgültig trägt. Das 
Gericht kann einen Antrag, der nicht ſpäteſtens eine Woche vor der mündlichen Verhandlung 
geſtellt worden iſt, ablehnen“. 


1, Im $ 129 Satz 1 wird die Einſchaltung „(8 92)“ geſtrichen. 
13. Im § 135 Abſ. 3 wird Satz 2 geſtrichen. 


rere Artikel V. 
Es treten in Kraft die Vorſchriften des Artikels I. 
Nr. 17 mit Wirkung vom 1. April 1930, 
Nr. 1 und 11 mit Wirkung vom 1. Auguſt 1930, 
Nr. 13 und 18 b mit Wirkung vom 23. Juni 1931. 
Die übrigen Vorſchriften des Artikels I, ſowie die Vorſchriften des Artikels II ini IH treten am 
1. Juli 1931 in Kraft. Die Vorſchriften des Artikel I Nr. 3c, 24 und 25d gelten auch für Rechts⸗ 
beziehungen, die vor dem Inkrafttreten dieſer Vorſchriften entſtanden ſind. 
Die Vorſchriften des Artikels LV mit Ausnahme der Vorſchrift in Nr. 5 finden auf die bei Inkraft⸗ 
treten der Verordnung anhängigen Sachen Anwendung, die Vorſchrift des § 104 Satz 3 des Geſetzes 
über das Verfahren in Verſorgungsſachen in der Faſſung des Artikels IV Nr. 11 aber nur, wenn 
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zwiſchen der Benachrichtigung und dem Tage der mündlichen Verhandlung ein Zeitraum von mindejtens 
2 Wochen liegt. 


Ueber die Umrechnung der Verſorgungsgebührniſſe nach den Vorſchriften des Artikels! werden 
Beſcheide nicht erteilt. 


Danzig, den 23. Juni 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
SI. 1500. Dr. Ziehm. Dr. Wiercinski⸗Keiſer. 


86 Danziger Rechts bibliothek. 


Der Band 14 der Rechtsbibliothek „Die Verfaſſung der Freien Stadt Danzig“ in der Faſſung 
des Geſetzes vom 4. Juli 1930, erläutert von Obergerichtsrat Dr. Reiß, iſt erſchienen und kann an 
Behörden uſw., Beamten und Angeſtellten zum Vorzugspreiſe von 11 G in der Senatsbücherei ge- 
kauft werden. 

Danzig, den 29. Juni 1931. 


Der Senat, Präſidialabteilung Z II. 
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Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und des Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


